
I. Einleitung

Der Rechtsschutzbeauf-
tragte im BMI (RSB-I) wur-
de durch die SPG-Novelle
2000, BGBl I 2000/851 als
kompensatorisches Element
zur gleichzeitig geschaffe-
nen Einrichtung der erwei-
terten Gefahrenerforschung
(§ 21 Abs. 3 SPG) einge-
führt. Er wird im Gesetz als
eine Institution des „beson-
deren Rechtsschutzes im Er-
mittlungsdienst der Sicher-
heitsbehörden“ bezeichnet.

Außerdem sollte laut der
Regierungsvorlage (81 Blg-
NR, 21. GB, Erl. zu den §§
62 a und 62 b) mit der Infor-
mationsverpflichtung der
Sicherheitsbehörden über
erfolgte verdeckte Ermitt-
lungen eine Rechtsschutz-
lücke geschlossen werden.

Mit Wirkung vom 1.
März 2001 hat mich Bun-
desminister Dr. Ernst Stras-
ser, gleichzeitig mit meinen
beiden Stellvertreterinnen,
Dr. Beate Stolzlechner-Ha-
nifle, Salzburg, und Mag.
Andrea Hochsteger, Wien
zum Rechtsschutzbeauftrag-
ten bestellt – nach der da-
maligen Gesetzeslage für

zwei Jahre, in der Folge
mehrmals verlängert. Da
Andrea Hochsteger ihr Amt
aus persönlichen Gründen
zurücklegen musste, trat an
ihre Stelle mit Wirkung
vom 1. November 2001 Dr.
Ursula Bergmüller-Hannak,
Salzburg.

In meine Tätigkeit habe
ich von Anfang an meine
beiden Stellvertreterinnen,
denen die einlangenden
Meldungen der Sicherheits-
behörden in Kopie bei der
Sicherheitsdirektion Salz-
burg zur Einsicht zur Verfü-
gung stehen, einbezogen.
Infolge einer Neuordnung
des Bestellungsmodus i. S.

d. § 91 a durch die Novelle
2006 bin ich mit 31. De-
zember 2006 vom Amt aus-
geschieden. Mein Nachfol-
ger ist seit 1. Jänner 2007
Dr. Theodor Thanner, Gene-
raldirektor der Bundeswett-
bewerbsbehörde.

Ähnliche Aufgaben wie
der RSB-I erfüllen – für
ihren jeweiligen Bereich –
der RSB-J (ab 1997 Hon.-
Prof. Dr. Rudolf Machacek,
seit 2003 Generalprokurator
i. R. Dr. Gottfried Strasser)
und der RSB-LV (seit 2001
Univ.-Prof. DDr. Karlheinz
Probst, Graz). Dem Gedan-
ken- und Informationsaus-
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Prof. Franz Matscher (ehemaliger Rechtsschutzbeauftragter im Bundesministerium für Inneres), Rudolf Machacek (ehemaliger
Rechtsschutzbeauftragter der Justiz), Generalprokurator Gottfried Strasser (Rechtsschutzbeauftragter der Justiz), Karlheinz
Probst (Rechtsschutzbeauftragter im Bundesministerium für Landesverteidigung).

6 Jahre Rechtsschutzbeauftragter
Ein Rückblick von Prof. Franz Matscher* über seine Tätigkeit als Rechtsschutzbeauftragter im 

Bundesministerium für Inneres von 2001 bis 2006.

*em. Univ.-Prof. DDr. Franz
Matscher war von 2001 bis 2006
Rechtsschutzbeauftragter des Bun-
desministeriums für Inneres.



tausch zwischen den drei
Rechtsschutzbeauftragen
dienen regelmäßig Kontak-
te. In institutionalisierter
Form geschieht das auf den
vom RSB-LV jährlich orga-
nisierten Treffen in Rei-
chenau an der Rax.

Nach der früheren Fas-
sung des SPG (§ 62 a Abs.
4) waren die Unabhängig-
keit und Weisungsfreiheit
des RSB-I nur einfachge-
setzlich geregelt. Analoges
galt für den RSB-J und den
RSB-LV. Daran hat sich
keiner der drei Rechtschutz-
beauftragten weder rechtlich
– ein Kontrollorgan muss
schon von seiner Funktion
her gesehen weisungsfrei
sein – noch praktisch je ge-
stoßen. Tatsächlich hat es
während meiner gesamten
Tätigkeit nie den leisesten
Versuch gegeben, meine
Unabhängigkeit anzutasten.

Von verschiedener Seite
gegen die Verfassungskon-
formität der geltenden Re-
gelungen erhobenen Ein-
wendungen Rechnung tra-
gend, hat der Verfassungs-
gerichtshof mit Erkenntnis
vom 23. Jänner 2004 (VfSlg
[2004] 17 102 = JBl 2005,
363) die einschlägige, für
den RSB-LV maßgebende
Bestimmung (§ 57 Abs. 3 1.
S. MBG) als verfassungs-
widrig aufgehoben. Gewiss
lässt sich diese Sicht auch
auf den RSB-I und den
RSB-J übertragen. Eine den
RSB-I betreffende Sanie-
rung wurde durch die No-
velle 2006 vorgenommen (§
91 a Abs. 1 neu, steht im
Verfassungsrang). 

Gleichzeitig wurden der
Bestellungsmodus (Bestel-
lung nunmehr durch den
Bundespräsidenten, auf
Vorschlag der Bundesregie-
rung) und die Bestellungs-
dauer (fünf Jahre) geändert
(§ 91 a Abs. 2 SPG neu).
Analoges wurde, den RSB-
LV betreffend, durch die
MBG-Nov. 2006, BGBL I
2006/115, durch die Ein-
führung des § 57 Abs. 7 neu

vorgenommen. Bezüglich
des RSB-J steht eine ent-
sprechende Regelung in
Vorbereitung. 

Über die Funktion des
RSB-I, meine Tätigkeit,
meine Erfahrungen, habe
ich auf den Rechtsschutzta-
gen 2003, 2004 und 2005
und in der schriftlichen Stel-
lungnahme zum Rechts-
schutztag 2006, sowie in
den jährlichen Berichten an
den jeweiligen Ressortchef
(gem. § 62 a Abs. 6 alt, nun-
mehr § 91 d Abs. 4 SPG) re-
feriert. 

Die Jahresberichte hat
der Bundesminister dem
Ständigen Unterausschuss
zur Überprüfung von Maß-
nahmen zum Schutz der
verfassungsmäßigen Ein-
richtungen und ihrer Hand-
lungsfähigkeit („STAPO-
Ausschuss“) des Ausschus-
ses für innere Angelegen-
heiten des Nationalrats (Art
52a B-VG) zugänglich zu
machen (§ 91 c Abs. 4 SPG)
und sie werden in den Sit-
zungen des Unterausschus-
ses diskutiert. Über Einla-
dung des Vorsitzenden des
Unterausschusses habe ich –
im Einvernehmen mit dem
Bundesminister bzw. der
Bundesministerin für Inne-
res – an Sitzungen des Un-
terausschusses mehrmals

teilgenommen und Fragen
der Abgeordneten beant-
wortet. Nach Abs. 52 a B-
VG wäre der Unteraus-
schuss – was das Innenres-
sort anbelangt – eigentlich
nur für den Arbeitsbereich
des BVT zuständig. Es wur-
den im Ausschuss aber re-
gelmäßig auch Fragen über
die weitere Tätigkeit des
RSB (Angelegenheiten des
BK, der Abteilung II/2 des
BMI und des BIA) erörtert,
was durch die neue Fassung
des Gesetzes (§ 91 d Abs. 4
SPG) insofern gedeckt ist,
als sich der Jahresbericht
des RSB nunmehr auf „sei-
ne Tätigkeit und Wahrneh-
mungen im Rahmen seiner
Aufgabenerfüllung“ zu er-
strecken hat. 

II. Gesetzliche Neuregelung
der Zusammenarbeit des
RSB-I mit den Sicherheits-
behörden im Zusammen-
hang mit der Erweiterung
des diesen zur Verfügung
stehenden Instrumentari-
ums:

1. Mit der Novelle 2006
wurden gleichzeitig – auch
meinen wiederholt ausge-
sprochenen Anregungen in
den Jahresberichten Rech-
nung tragend – einige legis-
tische Mängel der früheren

Fassungen des Gesetzes be-
seitigt. So wurde die Rege-
lung über die Aufgaben des
RSB-I, die sich vorerst auf
die „rechtliche Kontrolle der
erweiterten Gefahrenerfor-
schung nach § 21 Abs. 3
SPG“ (§ 62 a Abs. 5 alt)
und auf die nicht näher spe-
zifizierte Entgegennahme
von Meldungen über ver-
deckte Ermittlungen nach §
54 Abs. 3 und 4 (§ 62 SPG)
bezogen hatte, auf die
„Wahrung des besonderen
Rechtsschutzes im Ermitt-
lungsdienst der Sicherheits-
behörden“ verallgemeinert
(§ 91 a Abs. 1 neu), obwohl
nach der Intention des Ge-
setzes eine gewisse beglei-
tende Kontrolle auch dieser
Maßnahmen von Anfang an
intendiert war (AB 223 Blg
NR 21 SP, 2). 

Seine Berichtspflicht
wurde von der „Wahrneh-
mung der erweiterten Ge-
fahrenerforschung durch die
Sicherheitsbehörden“ ( § 62
a Abs. 6 alt) auf „seine
Tätigkeit und Wahrnehmun-
gen im Rahmen seiner Auf-
gabenerfüllung“ (§ 91 d
Abs. 4 neu) ausgedehnt.
Auch die wenig sinnvolle
Einschränkung der Melde-
pflicht nach § 62 a alt auf
den Fall, dass „die Identität
des Betroffenen bekannt
ist“, wurde fallen gelassen.
Desgleichen wurde die un-
praktische Regelung des §
62 Abs. 7 alt, derzufolge in
ihrer ursprünglichen Fas-
sung der Bundesminister für
Inneres von geplanten Maß-
nahmen der erweiterten Ge-
fahrenerforschung den
Rechtsschutzbeauftragten
nur „auf dessen Verlangen“
Gelegenheit zur Äußerung
zu geben hatte (wobei das
„Verlangen“ des RSB be-
reits durch die Novelle 2005
zum Wegfall gekommen
war), in § 91 c Abs. 3 auf
die Einholung einer entspre-
chenden Ermächtigung des
RSB geändert.

Außerdem wurde, gleich-
falls von mir angeregt, das
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Mit der Novelle 2006 wurde das Instrumentarium für die 
erweiterte Gefahrenerforschung auf die verdeckte Ermittlung
ausgedeht, sowie auf den Einsatz von Bild- und Tonaufzeich-
nungsgeräten im öffentlichen Bereich.



unzureichende Instrumenta-
rium für die erweiterte Ge-
fahrenerforschung, das sich
ex lege im Wesentlichen auf
die Ermittlung und Verar-
beitung personenbezogener
Daten (§ 53 Abs. 1 Z 2 a),
die Einholung von Auskünf-
ten bei Behörden und
Dienststellen (§ 53 Abs. 3)
die (offene) Befragung nach
§ 54 Abs. 1 und die (ver-
deckte) Observation nach §
54 Abs. 2 Z 1 beschränkt
hatte, auf die verdeckte Er-
mittlung (§ 54 Abs. 3),
einschließlich des Einsatzes
von Bild- und Tonaufzeich-
nungsgeräten im öffentli-
chen Bereich (§ 54 Abs. 4)
ausgedehnt. 

Auch in anderer Hinsicht
wurde – in Umsetzung neu-
er investigativer Erfahrun-
gen und technischer Errun-
genschaften – das den Si-
cherheitsbehörden für eine
effiziente Ermittlungstätig-
keit zur Verfügung stehende
Instrumentarium erweitert: 
• § 54 Abs. 4 b, eingeführt
durch die SPG-Nov. 2005,
BGBl. I 2004/151: verdeck-
ter Einsatz von Kennzei-
chenerfassungsgeräten zur
Verarbeitung personenbezo-
gener Daten für Zwecke der
Fahndung; 
• § 54 Abs. 6, gleichfalls
eingeführt durch die SPG-
Novelle 2005: (offene)
Überwachung von Krimina-
litätsbrennpunkten mit sta-
tionären und/oder mobilen
Einheiten;
• § 54 Abs. 7, eingeführt
durch die SPG-Novelle
2006, BGBl. I 2005/158:
(offene) Videoüberwachung
von öffentlichen Orten aus
Anlass internationaler Ver-
anstaltungen;
• § 53 Abs. 5, eingeführt
durch die SPG-Nov. 2006:
Verwendung personenbezo-
gener Bilddaten, die von
Rechtsträgern des öffentli-
chen oder des privaten Be-
reichs rechtmäßig gewon-
nen und den Sicherheits-
behörden zur Verfügung ge-
stellt wurden, für die Ab-

wehr gefährlicher Angriffe
und krimineller Verbindun-
gen, für Zwecke der Fahn-
dung und der erweiterten
Gefahrenerforschung;
• § 12 Abs. 1 a GrekoG, ein-
geführt gleichzeitig mit der
SPG-Nov. 2005: (offener)
Einsatz von Bild- und
Tonaufzeichnungsgeräten
zur Grenzkontrolle.

Alle oben aufgelisteten
Maßnahmen stehen unter
der – graduell unterschied-
lich gestaffelten – Kontrolle
des RSB.

2. Die SPG-Novelle 2006
hat im neuen § 91 c die Mo-
dalitäten der Zusammenar-
beit des RSB mit den Si-
cherheitsbehörden systema-
tisch klar zusammengefasst:
• Abs. 1: Von Maßnahmen
der verdeckten Ermittlung
(§ 53 Abs. 3), einschließlich
des verdeckten Einsatzes
von Bild- und Tonaufzeich-
nungsgeräten (§ 54 Abs. 4)
und von der Verarbeitung
von Daten (§ 53 Abs. 5) so-
wie vom Einsatz von Kenn-
zeichenerkennungsgeräten
(§ 54 Abs. 4 b) ist der RSB
lediglich im Nachhinein
mittels periodischer Mel-
dungen der Sicherheits-
behörden zu verständigen.
Die Meldungen kommen
vom BVT, vom BK und
vom BIA. Für diese Mel-
dungen wurden Formulare
ausgearbeitet, die den Ar-
beitsaufwand der Sicher-
heitsbehörden vereinfachen
und dem RSB einen raschen
Überblick gestatten. 
Meldungen betrafen in den
vergangen Jahren: Rechts-
extremismus, Linksextre-
mismus, islamischer Extre-
mismus/ Terrorismus,
tschetschenischer Extremis-
mus, Spionageabwehr, Pro-
liferation und illegaler Waf-
fenhandel (seitens BVT);
Einbruchsdiebstahl, Laden-
diebstahl, Raubüberfälle,
Handel mit Falschgeld,
Trickbetrügereien, Kredit-
kartendiebstahl, Sachbe-
schädigung, Mord, Körper-

verletzung, Vergewaltigung,
Nötigung, sexueller Miss-
brauch von Kindern/Kinder-
pornografie, Menschenhan-
del/Schlepperei und vor al-
lem Handel mit Suchtmit-
teln (seitens des BK); groß
angelegter Zigaretten-
schmuggel, gewerbsmäßiger
Betrug, Urkundenfälschung,
Bestechung, Geschenkan-
nahme in Amtsachen und
Amtsmissbrauch (seitens
des BIA).
• Abs. 2: Vor der geplanten
(offenen) Überwachung von
Kriminalitätsbrennpunkten
(§ 54 Abs. 6) und von Or-
ten, an denen oder in deren
unmittelbarer Nähe interna-
tionale Veranstaltungen
stattfinden (§ 54 Abs. 7), ist
der RSB zu verständigen
und ihm Gelegenheit zur
Äußerung zu geben. Analo-
ges gilt für Maßnahmen der
Überwachung von Grenz-
übergangsstellen nach § 12
Abs. 1 a GrekoG. Das ge-
schieht in der Form, dass
Beamte des BVT bzw. der
Abt. II/2 des BMI beim
RSB vorsprechen und ihm
ein Konzept über Art und
Dauer der geplanten Über-
wachungsmaßnahmen vor-
legen. 
Das Überwachungskonzept
stützt sich auf eine vorange-
gangene Kriminalitätsanaly-
se, unter Beachtung des Ge-
bots der Verhältnismäßig-
keit. Das gibt dem RSB die
Gelegenheit, seine Sicht in
die Beurteilung der Zweck-
mäßigkeit und Verhältnis-
mäßigkeit der geplanten
Maßnahmen einzubringen. 
Die Überwachung von Kri-
minalitätsbrennpunkten
nach § 54 Abs. 6 wurde bis-
her österreichweit an zwölf
Orten eingeführt. Mit einer
Erweiterung ist in Hinkunft
zu rechnen, auch wenn die
Sicherheitsbehörden den
Wünschen der lokalen
Behörde gegenüber eher
zurückhaltend sind, um ei-
nem Ausufern der Überwa-
chungsmethoden vorzubeu-
gen. Die Überwachung von

internationalen Veranstal-
tungen nach § 54 Abs. 7
wurde aus Anlass der öster-
reichischen EU-Präsident-
schaft im ersten Halbjahr
2006 eingeführt und sie
fand an verschiedenen Orten
in Wien, Klosterneuburg
und Salzburg statt. Auch
seither gab es Anlässe zur
Setzung von Maßnahmen
dieser Art. 
• Abs. 3: Für Maßnahmen
der erweiterten Gefahrener-
forschung i. S. v. § 21 Abs.
3, einschließlich der Ver-
wendung des Instrumentari-
ums nach § 54 Abs. 3 und
Abs. 4 und § 53 Abs. 5, ist
im Voraus die Ermächti-
gung des RSB einzuholen. 
Das geschieht in gleicher
Weise wie für Maßnahmen
nach Abs. 2, wobei auch
hier der RSB Gelegenheit
hat, seinen Standpunkt ein-
zubringen. 
Die erweiterte Gefahrener-
forschung betrifft in aller
Regel den gleichen Krimi-
nalitätsbereich wie für die
oben zu § 91 c Abs. 1 durch
das BVT gesetzten Ermitt-
lungsmaßnahmen. Vom BK
wird die erweiterte Gefahre-
nerforschung kaum betrie-
ben.

Dank der mit den zustän-
digen Dienststellen verein-
barten und praktizierten
Vorgangsweise wird dem
Gebot, dass die Kontaktnah-
me und Zusammenarbeit
mit dem RSB „ohne unver-
tretbaren Verwaltungsauf-
wand“ vonstatten gehen
soll, entsprochen.  

III. Der „Wert“ der verschie-
denen Ermittlungsmethoden
aus der Sicht des RSB

Über den Erfolg der ver-
schiedenen verdeckten Er-
mittlungsmaßnahmen nach
§ 54 Abs. 3 und 4, einsch-
ließlich der Maßnahmen
nach § 53 Abs. 5, gibt das
mit den Sicherheitsbehörden
vereinbarte Konzept der
Nachtragsmeldungen einen
gewissen Überblick. Das
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gilt auch für Maßnahmen
der erweiterten Gefahrener-
forschung nach § 21 Abs. 3
SPG. Generell sei festgehal-
ten, dass verdeckte Ermitt-
lungen wohl ein unerlässli-
ches Instrumentarium für
die Arbeit der Sicherheits-
behörden darstellen. Was
die Verwendung von Auf-
zeichnungsgeräten nach §
54 Abs. 4 anbelangt, handelt
es sich praktisch nur um
Bild- und kaum um Tonauf-
zeichnungen.
• Die Verarbeitung von Da-
ten gem. § 53 Abs. 5 (vor
allem in Bankinstituten,
Postämtern, Tankstellen, Ju-
weliergeschäften, an Bank-
automaten gewonnen) stellt
sicherlich ein sinnvolles In-
strumentarium für Zwecke
der Fahndung dar, wenn-
gleich die Erfolgsquote, et-
wa im Jahr 2006, bei 118
gemeldeten Einsatzfällen
nur etwa 25 Prozent betraf.
• Der Einsatz von Kennzei-
chenerfassungsgeräten nach
§ 54 Abs. 4 b (hauptsächlich
an Autobahnen bzw.
Schnellstraßen, Bundes-
straßen) ab dem zweiten
Halbjahr 2006 hat bei 23
Einsätzen bis zum Jahresen-
de 2006 nur zu vier Fahn-
dungstreffern geführt. 
• Über den Erfolg der seit
2006 bestehenden Überwa-
chung von Grenzübergangs-
stellen nach § 12 Abs. 1 a
GrekoG an drei Grenzüber-
gangsstellen liegen keine
Angaben vor.
• Die Überwachung von
Kriminalitätsbrennpunkten
nach § 54 Abs. 6 hat zu ei-
nem signifikanten Rück-
gang der Kriminalität an
diesen Orten und zu einer
Abwanderung der Krimina-
lität in benachbarte Bereiche
geführt.
• Die Überwachung von
Veranstaltungen gem. § 54
Abs. 7 SPG im Rahmen der
EU-Präsidentschaft im ers-
ten Halbjahr 2006 hat si-
cherlich dazu beigetragen,
dass es zu keinen nennens-
werten Störungen der Ver-

anstaltung gekommen ist.
• Die seit 2001 praktizierte
erweiterte Gefahrenerfor-
schung nach § 21 Abs. 3 –
insbesondere dank dem für
diesen Zweck nunmehr zur
Verfügung stehenden erwei-
terten Instrumentarium nach
§ 53 Abs. 3 und Abs. 4 so-
wie § 53 Abs. 3 – hat den
Sicherheitsbehörden wert-
volle Erkenntnisse über die
Tätigkeit der einschlägigen
Gruppierungen geliefert.

IV. Zusammenarbeit des
RSB mit den Dienststellen
des BMI

1. Die Zusammenarbeit
des RSB mit dem BVT,
dem BK, der Abt. II/2 des
BMI und dem BIA hat sich
von Anfang an reibungslos
gestaltet. Die technische
Durchführung und die lau-
fende Verbesserung der Zu-
sammenarbeit wurden in pe-
riodischen Besprechungen
des RSB und seiner beiden
Stellvertreterinnen mit den
in Frage kommenden
Dienststellen erörtert. Der

RSB hat bei verschiedenen
Veranstaltungen auf ent-
sprechende Sensibilisierung
der Sicherheitsbehörden
hingewirkt.

Ein in den ersten Jahren
bestehendes Defizit, die
Einhaltung der Meldepflicht
durch die Sicherheitsbehör-
den und die Anzahl der er-
statteten Meldungen seitens
des BK betreffend, wurde
dank verschiedener admi-
nistrativer Maßnahmen
(Runderlässe der Generaldi-
rektion für die öffentliche
Sicherheit) mit Beginn des
Jahres 2006 beseitigt. 

Tatsächlich sind im Jahr
2006 mehr Meldungen ein-
gegangen, als in den Jahren
2001 bis 2005 zusammen.
Somit kann auch dieses Pro-
blem vorerst als erledigt be-
trachtet werden.

Es gibt immer wieder
Gelegenheit zu – selten
schriftlichen, häufiger zu te-
lefonischen – Rückfragen
und gelegentlich zu sachli-
chen Beanstandungen, ins-
besondere was die Darstel-
lung des den Meldungen zu-

grunde liegenden Sachver-
halts oder die ordnungs-
gemäße Ankündigung von
Überwachungsmaßnahmen
nach § 54 Abs. 6 und Abs. 7
(Anbringung und Sichtbar-
keit der Ankündigungsta-
feln) anbelangt. 

Nie aber gab es Anlass
zu einer Vorgangsweise
nach § 91 d Abs. 3 (initiati-
ve Befassung der DSK).
Fallweise galt es, Anfragen
von durch Ermittlungsmaß-
nahmen (mutmaßlich) Be-
troffenen zu beantworten.

Was die Maßnahmen
nach § 91 c (Abs. 2 und
Abs. 3) anbelangt, werden
diese wie schon erwähnt, im
Vorhinein mit den Beamten
des BVT, bzw. der Abt. II/2
des BMI persönlich bespro-
chen. 

Dabei kann der RSB all-
fällige Bedenken und Anre-
gungen einbringen, denen
von den zuständigen Stellen
bei der Einleitung dieser
Maßnahmen entsprochen
wird. Insgesamt ist zu beto-
nen, dass die Sicherheits-
behörden das Verhältnis-
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mäßigkeitsgebot des § 293,
das ja auch den primären
Prüfungsmaßstab für die
Kontrolltätigkeit des RSB
darstellt, in ausreichenden
Maß beachten.

Zu Prüfungszwecken
führen der RSB und seine
beiden Stellvertreterinnen
auch gelegenheitliche Stich-
proben (Akteneinsicht, Be-
sprechung mit den zuständi-
gen Dienstellen) durch. Da-
bei verhalten sich die betref-
fenden Behörden durchwegs
kooperativ, wie es den Ge-
boten des § 91 d Abs. 1 und
Abs. 2 entspricht.

2. Problemlos funktio-
niert auch die Zusammenar-
beit mit dem Leiter des Re-
ferats III/1/b und seinen
Mitarbeiterinnen, denen die
Servicierung der Arbeit des
RSB gem. § 91 b Abs. 3 ob-
liegt. Das Referat arbeitet
effizient und kooperativ.

V. Abschließende Bemer-
kungen

1. Die Einrichtung des
RSB, die in dieser Form eu-
ropaweit einmalig sein dürf-
te, hat sich als Garant des
Rechtsschutzes bewährt,
vornehmlich auch unter dem
Aspekt ihrer prophylakti-
schen Wirkung gegenüber
den Sicherheitsbehörden.

Das den Sicherheits-
behörden zur Erfüllung ihrer
Aufgaben – in den unter der
Kontrolle des RSB stehen-
den Aspekten – zur Verfü-
gung stehende Instrumenta-
rium ist bei dessen verhält-
nisgemäßem Einsatz
grundsätzlich EMRK-kon-
form. 

Es sei hier erwähnt, dass
andere, auch demokratische
Rechtsstaaten, wie z. B.
Deutschland, Frankreich –
von den USA seit dem 11.
September 2001 ganz zu
schweigen – hier geringere
Skrupel haben und für die
erweiterte Gefahrenerfor-
schung nicht nur verdeckte
Ermittlungen, sondern auch

die Telefonüberwachung
vorsehen – selbst ohne rich-
terliche Genehmigung, was
meines Erachtens einen un-
verhältnismäßigen Eingriff
in die Privatsphäre darstellt
und insgesamt rechtsstaat-
lich problematisch ist. Sie
erwägen (oder praktizieren
bereits) in bestimmten Si-
tuationen auch die Ein-
führung einer Präventivhaft,
die mit dem Schutz der per-
sönlichen Freiheit nach § 5
EMRK und dem PersFG
kaum in Einklang zu brin-
gen ist.

Freilich mögen neue For-
men von Kriminalität in
Hinkunft auch zu einer Er-
weiterung des Instrumenta-
riums zu deren Abwehr ver-
langen. So wird jüngst in
Deutschland und nunmehr
auch in Österreich die Ein-
führung des neuen Instru-
mentariums der „Online-
Durchsuchung“ diskutiert. 

Einer klareren rechtli-
chen Regelung im DSG be-
dürfte allerdings die Auf-
zeichnung und Verwendung
von gewonnen Bilddaten
durch Private (Art 53 Abs. 5

SPG). Das wird von ver-
schiedener Seite auch seit
längerer Zeit gefordert. 

2. Über eine neue rechtli-
che Einordnung der RSB
wurde vor allem im Rahmen
der Erörterung seiner ver-
fassungsrechtlich zu veran-
kernden Unabhängigkeit
und Weisungsfreiheit disku-
tiert. Dabei wurde unter an-
derem dessen Ansiedlung
im Parlament erwogen, wo-
bei der RSB seine Berichte
an die zuständigen Aus-
schüsse zu richten hätte; da-
durch würde allerdings die
Ministerverantwortlichkeit
der jeweiligen Ressortchefs
unterminiert werden. Des
Weiteren hat die Volksan-
waltschaft die Idee venti-
liert, die Aufgaben der RSB
dieser zu übertragen. 

Die Idee verkennt aber
die Funktion der Rechts-
schutzbeauftragten, die eine
rechtliche Kontrolle von
Maßnahmen der Justiz, der
Sicherheitsbehörden und der
Militärverwaltung auszuü-
ben haben, während es
primäre Aufgabe der Volks-

anwaltschaft ist, Missstän-
den in der Verwaltung nach-
zugehen (Art 148 a Abs. 1
und 2 B-VG). Bei den Auf-
gaben der RSB handelt es
sich aber nicht um die Prü-
fung von Missständen in der
Verwaltung (oder in der
Justiz), sondern um eine
präventive und begleitende
rechtliche Kontrolle. Zur
Wahrnehmung dieser Auf-
gabe wäre die Volksanwalt-
schaft zudem auch rein
praktisch nicht das geeigne-
te Organ.

1Die StPO-Novelle ist am 1.
Oktober 2000 in Kraft getreten
(maßgebend waren damals § 62 a,
§ 62 b: infolge des Wegfalls des §
62 alt durch die Nov. BGBl I
2002/104, fortan §§ 62, 62 a). Die
heute maßgebenden Bestimmungen
nach der SPG-Novelle 2006, BGBl
I 2005/158, ist § 91 a bis § 91 d St-
PO.

2Dieses Gebot war in § 62 alt
SPG ausdrücklich normiert; in die
Novelle 2006 wurde es aber nicht
mehr explizit aufgenommen; es gilt
aber weiterhin als Ausfluss des ge-
nerellen Gebots der Sparsamkeit
der Verwaltung.

3siehe auch § 51 Abs. 1, § 53
Abs. 5 z. S., § 54 Abs. 4 a z. S.
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Franz Matscher und Mathias Vogl bei einem juristischen Workshop der Rechtssektion des BMI
zum Thema Europäische Menschenrechtskonvention im Jänner 2004.


